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Berlin, 11. August 2020 
 

Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesumweltministeriums 
 

Entwurf einer Durchführungsverordnung zum Brennstoffemissionshandelsgesetz 

(Brennstoffemissionshandelsverordnung – BEHV) 

(Stand: 3. Juli 2020) 

 

1. Vorbemerkung 
 

Der Mineralölwirtschaftsverband als die Interessenvertretung eines Großteils der Verant-
wortlichen nach dem BEHG bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellungnahme und 
nimmt diese hiermit gerne wahr. 

 
In den nachfolgenden Abschnitten werden die zu kommentierenden Aspekte angespro-
chen, Details an den entsprechenden Stellen des beigefügten Verordnungsentwurfs in 
Form von Kommentaren eingefügt. Das mit diesen Kommentaren versehene Dokument 
ist ausdrücklich Teil dieser Stellungnahme und soll eine eindeutige Zuordnung des not-
wendigen Änderungsbedarfs ermöglichen. 

 

2. Allgemeines 
 

Das Auktionsverfahren erscheint nicht ausreichend geregelt. So geht z. B. nicht hervor, 
ob  
 

 die Menge pro Verkaufstermin begrenzt ist 

 wo eine etwaige Grenze liegt 

 nach welchen Kriterien die Emissionszertifikate verkauft werden  
(Größe, Energieintensität) 

 wann gezahlt werden muss  
(bei Vergabe, nach Lieferung auf das Registerkonto oder bei Abgabe). 

 
Unklar ist, zu welchen Konditionen Zahlungen und Lieferungen von nationalen Zertifika-
ten erfolgen sollen. Wie ist mit Sonderfällen wie z. B. verspäteter Zahlung oder Lieferver-
zug umzugehen? 
 
Forderung: Klarstellung. 

 

3. Zu § 6 Absatz 1: Verkaufstermine, Kaufmenge 
 
Ein Verkauf bis mindestens 15. Dezember, besser bis zum letzten Werktag eines Jahres 
ist erforderlich. Gerade aufgrund der noch nicht endgültig feststehenden Anteile an Biok-
raftstoffen ist die insgesamt notwendige Menge an Emissionszertifikate Anfang Dezem-
ber noch nicht bekannt.  
 
Forderung: Verkauf mindestens bis 15. Dezember eines Jahres ermöglichen. 
 

4. Zu § 10 Absatz 2: Ablehnung eines Antrags auf Kontoeröffnung 
 
Hier sind die Fälle geregelt, in denen die zuständige Behörde einen Antrag auf Kontoer-
öffnung ablehnen kann. Es stellt sich die Frage, wie ein Unternehmen, bei dem ein sol-
cher Fall eintritt (z. B. ein leitender Mitarbeiter begeht eine Straftat), seinen Verpflichtun-
gen nachkommen soll. Diese Regelung ist insbesondere für Großunternehmen mit einer 
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Vielzahl von leitenden Angestellten nicht praktikabel, da derartige Fälle in der Regel den 
Unternehmen nicht bekannt sind. 
 
Forderungen: 1. Ermittlungen gegen eine genannte Person wegen einer Straftat 
sind nicht ausreichend für eine Ablehnung einer Kontoeröffnung: es gilt die Un-
schuldsvermutung, bis anderweitiges nachgewiesen ist. 
2. Personenkreis sinnvoll begrenzen. Es ist ausreichend, die Geschäftsleitung so-
wie die mit dem Emissionshandel befassten leitenden Mitarbeiter zu erfassen. 
 

5. Zu § 21 Absatz 3 Nr. 2: Ausschluss einer Annullierung 
 
Unklar ist, wann ein solcher Fall eintreten kann: Nach Ablauf der Abgabefrist oder auch in 
anderen Fällen? 
 
Forderung: Klarstellung. 
 

6. Zu § 23: Bereinigung des Registers 
 
Unklar, aber unser Verständnis ist, dass eine Übertragung zwischen Handelskonten un-
terschiedlicher Verantwortlicher dauerhaft möglich ist. 
 
Forderung: Klarstellung. 
 

7. Zu § 27: Aussetzung des Betriebs des Emissionshandelsregisters 
 
Nach Absatz 3 kann auf Anweisung der Strafverfolgungsbehörden auf eine vorherige Un-
terrichtung der Kontoinhaber über die Aussetzung des Betriebs verzichtet werden. Unklar 
ist, was passiert, wenn der Verantwortliche aufgrund einer solchen Anweisung seine Ver-
pflichtung nicht oder nur zu höheren Kosten erfüllen kann. 
 
Forderung: Klarstellung. 
 


